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der Strafverfolgung
114. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Überstellung verurteilter

Personen

110. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen

Nach Mitteilung der Niederländischen Regierung hat Kirgisistan am 22. November 1996 seine
Beitrittsurkunde zum Übereinkommen betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen (BGBl.
Nr. 91/1957, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 5/1997) hinterlegt.

Der Beitritt ist gemäß Art. 31 Abs. 1 des Übereinkommens mit 16. Juni 1997 wirksam geworden.

Klima

111. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Euro-
päischen Auslieferungsübereinkommens

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen (BGBl. Nr. 320/1969, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 269/1996) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

Estland 28. April 1997
Lettland 2. Mai 1997

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde haben nachstehende Staaten Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

Estland:

„1. Gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. b des Übereinkommens erklärt die Republik Estland, daß der Ausdruck
,Staatsangehöriger’ im Sinne dieses Übereinkommens Staatsangehörige der Republik Estland
bedeutet;

2. Gemäß Art. 6. Abs. 1 lit. a des Übereinkommens behält sich die Republik Estland das Recht vor,
die Auslieferung von einem ihrer eigenen Staatsangehörigen abzulehnen, wenn der Staats-
angehörige dem nicht zugestimmt hat;

3. Gemäß Art. 23 des Übereinkommens erklärt die Republik Estland, daß der Republik Estland
vorgelegte Ersuchen und deren Beilagen mit einer Übersetzung ins Englische versehen sein
müssen.“

Lettland:

„Gemäß Art. 6 Abs. 1 des Auslieferungsübereinkommens von 1957 legt die Republik Lettland fest,
daß sich der Ausdruck ,Staatsangehöriger’ im Sinne dieses Übereinkommens auf Staatsangehörige der
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Republik Lettland und auf jene Nichtstaatsbürger bezieht, die dem Gesetz über den Status der Bürger der
ehemaligen Sowjetunion unterliegen und die nicht Bürger Lettlands oder eines anderen Staates sind.“

Klima

112. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zweiten
Zusatzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Zweiten Zusatzprotokoll zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen
(BGBl. Nr. 297/1983, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 19/1997) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

Estland 28. April 1997
Lettland 2. Mai 1997

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Lettland nachstehenden Vorbehalt erklärt:

„Gemäß Art. 9 Abs. 2 des Zweiten Zusatzprotokolls zum Auslieferungsübereinkommen von 1978
behält sich die Republik Lettland das Recht vor, Kapitel V des Protokolls nicht anzunehmen.“

Klima

113. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Euro-
päischen Übereinkommens über die Übertragung der Strafverfolgung

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Estland am 28. April 1997 seine Ratifi-
kationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Übertragung der Strafverfolgung (BGBl.
Nr. 250/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 765/1995) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Estland nachstehende Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

„1. Gemäß Artikel 18 Absatz 2 des Übereinkommens erklärt die Republik Estland, daß an die
estnischen Behörden gerichtete Ersuchen und ihre Beilagen mit einer Übersetzung ins Englische
versehen sein müssen.

2. Gemäß Artikel 41 und Anlage I lit. e des Übereinkommens nimmt die Republik Estland den
zweiten Satz von Artikel 25 des Übereinkommens nicht an.

3. Gemäß Artikel 41 und Anlage I lit. b des Übereinkommens wird die Republik Estland Artikel 30
und 31 des Übereinkommens im Hinblick auf eine Handlung nicht anwenden, für die in
Übereinstimmung mit seinem eigenen Gesetz und jenen des anderen betroffenen Staates nur
Sanktionen durch eine Verwaltungsbehörde verhängt werden können.“

Klima

114. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des
Übereinkommens über die Überstellung verurteilter Personen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Estland am 28. April 1997 seine Ratifi-
kationsurkunde zum Übereinkommen über die Überstellung verurteilter Personen (BGBl. Nr. 524/1986,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 562/1996) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Estland gemäß Art. 17 Abs. 3 des
Übereinkommens erklärt, daß die an Estland gerichteten Ersuchen und beigefügten Unterlagen mit einer
Übersetzung in das Estnische oder in das Englische versehen sein müssen.

Klima
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